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Ueber die Stellung der öffentlichen Straßen, Wege, Gaſſen, 
Plätze und anderer dergleichen Gegeuſtände im öffentlichen 
und Privatrechte. Ein Beitrag zur Löſung der Frage, ob 
deren Ausſchließung aus den Grundbüchern begründet ſei. 
Von Dr. Paul Nitter v. Skwarczunski. 
(Fortſetzung.) 


Ueberwachung des öffentlichen Gutes. 


Die Beſtimmung des öffentlichen Gutes iſt, wie oben angeführt 


wurde, zum allgemeinen Gebrauche zu dienen. Jedes deſſen gleichmäßigen 
allgemeinen Gebrauch hinderndes Ereigniß bildet eine Störung des 
obigen allgemeinen Gebrauchsrechtes. allge 
erfordert ſomit Schutz gegen alle derartigen Ereigniſſe, welche den gleidh- 
mäßigen Gebrauch des öffentlichen Gutes durch alle Mitglieder der 
Menſchengeſellſchaft erſchweren, hindern oder unmöglich machen würden. 

Die Menſchengeſellſchaft als ſolche hat über keine eigenen Vollzugs⸗ 
organe zu verfügen, denen fie die Beſchützung und Wahrung ihres obigen 
allgemeinen Gebrauchsrechtes übertragen könnte. Die Geſellſchaft ift 
jedoch in Staaten organiſirt und es iſt Aufgabe des Staates, alle Rechte 


überhaupt, ſomit auch das obige allgemeine Gebrauchsrecht, zu ſchützen 


und vor Verletzungen zu wahren. Deshalb liegt es auch dem Staate 
ob, öffentliches Gut bildende Gegenſtände wider Ereigniſſe zu ſchützen 
und zu wahren, welche deren eigenthümliche, gleichmäßige, allgemeine 
Benützung durch die Geſammtheit aller Mitglieder der Menſchengeſellſchaft 
erſchweren, hindern oder unmöglich machen würden, und derart deren 
Widmung als öffentliches Gut nahetreten könnten. 


Dieſes allgemeine Gebrauchsrecht 


Das allgemeine Gebrauchsrecht öffentlichen Gutes iſt, wie oben 
dargethan wurde, nicht ein Privatrecht Einzelner, ſondern allgemeines 
Recht der Geſawmtheit. Daher ift Beſchützung dieſes Gebrauchsrechtes 
Aufgabe des öffentlichen und nicht des Privatrechtes, und iſt das 
öffentliche Recht berufen, dem Staate die geeigneten Mittel an die Hand 
zu bieten, dieſes Gebrauchsrecht mit Erfolg zu beſchützen und das öffent 
liche Gut zu überwachen, und zwar um ſo mehr, als, dem Weſen dieſes 
allgemeinen Gebrauchsrechtes entſprechend, die zu ſeinem Schutze und 
ſeiner Ueberwachung berufenen Organe in dieſer Richtung ſelbſtthätig 
aufzutreten haben, ohne das Einlaufen einer Beſchwerde abzuwarten, 
wie dies bei Beſchützung von Privatrechten geſchieht. 

Unſere Geſetzgebung hat die Beſchützung dieſes allgemeinen Gebrauchs⸗ 
rechtes und die Ueberwachung der Straßen und Wege, oder die ſogenaunte 
Straßen- und Wegepolizei, das iſt die Obſorge für die Sicherheit und 
die Leichtigkeit des Verkehres auf Straßen und Wegen, im Art. V, 
Abſ. 3 des Geſetzes vom 5. März 1862, R. (G. Bl. Nr. 18, der 
Gemeinde in den eigenen Wirkungskreis zugewieſen und im Art. XVI 
der Staatsverwaltung das Aufſichtsrecht über die Gebahrung der Ge 
meinde in dieſer Richtung vorbehalten. In Ausführung dieſes Grund— 
ſatzes wurde in den für die einzelnen Länder erlaſſenen Gemeinde 
ordnungen die Straßen- und Wegepolizei der Gemeinde im ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe übertragen, in den betreffenden Straßengeſetzen ($ 25 
gal. Straßengeſetz) angeordnet, daß der Landesausſchuß für die genaue 
Handhabung der in Straßenangelegenheiten erlaſſenen Vorſchriften zu 
ſorgen hat und außerdem ($ 30 gal. Straßengeſetz) den politiſchen Be⸗ 
hörden das Recht vorbehalten und die Verpflichtung auſerlegt, darüber 
zu wachen, daß Jedermann die öffentlichen Straßen und Wege anſtauds⸗ 
los benützen könne, und daß die Sicherheit des Lebens und des Eigen⸗ 
thums durch Vernachläſſigung der Straßen und Wege keiner Gefahr 
ausgeſetzt werde. 
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6. 
Verwaltung. 


Die bloße Beſchützung öffentlichen Gutes vor Ereigniſſen, welche 
deren allgemeinem Gebrauche Abbruch thun könnten, ift jedoch nicht hin- 
reichend, um ſelbes in einem ſeiner Beſtimmung eutſprechenden Zuſtande 
zu erhalten. Zu dieſem Zwecke iſt vielmehr öfters auch eine poſitive, 
oft mit bedeutendem Aufwande verbundene Thätigkeit unumgänglich 
erforderlich. 

Die gebrauchsberechtigte Menſchengeſellſchaft als ſolche hat, wie 
bereits oben angeführt worden, keine Vollzugsorgane, kann daher dieſer 
Aufgabe nicht entſprechen. Deren Erfüllung übergeht ſomit auf den Staat, 
als den in juridiſcher und adminiſtrativer Richtung oberſten Organismus 
der Menſchengeſellſchaft. Deshalb ift die Errichtung von Straßen, Wegen 
und derlei öffentliches Gut bildenden Gegenſtänden vor Allem Aufgabe 
des Staates. Die Staatsverwaltung hat jedoch, um ſich die Erfüllung 
dieſer Aufgabe zu erleichtern, für ſich blos die unmittelbare Verwaltung 
einiger, als die wichtigſten anerkannten Straßen vorbehalten, die Ver⸗ 


waltung aller anderen Straßen und Wege aber feinen untergeordneten 
Organismen, den Ländern, Bezirken und Gemeinden, übertragen. 

Deshalb beſtehen außer den Reichsſtraßen Landes-, Bezirks⸗ und 
Gemeindeſtraßen und Wege. Dieſe Bezeichnung hat jedoch keineswegs zu 
bedeuten, als ob Landesſtraßen unr zum Gebrauche der Landeszugehörigen, 
Bezirksſtraßen zum Gebrauche der Bezirkszugehörigen und Gemeindewege 
zum Gebrauche der Gemeindemitglieder beſtimmt fein ſollten. Alle diefe 
Kategorien der Straßen und Wege haben vielmehr ausnahmslos zum 
allgemeinen Gebrauche der ganzen Menſchengeſellſchaft zu dienen. Das 
Land, der Bezirk, rückſichtlich die Gemeinde ſind vielmehr blos berufen, 
im Jutereſſe und in Vertretung der Menſchengeſellſchaft, unter Ober- 
aufſicht des Staates dieſe Straßen und Wege anzulegen, zu erhalten 
und zu verwalten. Deshalb dürfen derlei Straßen und Wege ohne Mit 
wirkung oder Geuehmhaltung der Staatsverwaltung weder angelegt, 
noch aufgelaſſen, noch auch bemauthet werden, und der zur Errichtung, 
rückſichtlich zur Erhaltung einer ſolcheu Straße oder Weges Verbundene 
kann im Säumungsfalle von der Staatsverwaltung zur Erfüllung feiner 
Verpflichtung im Executiouswege verhalten werden. 

Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß das Verhältniß, kraft 
deſſen das Land, der Bezirk, rückſichtlich die Gemeinde, im allgemeinen 
Jutereſſe der Geſellſchaft unter Oberaufſicht und in Vertretung der 
Staatsverwaltung öffentliche Straßen und Wege und dergleichen öffeut— 
liches Gut verwalten, ein öffentlich-rechtliches it, und daß die hieraus 
entſpringenden Rechte und Verpflichtungen nur öffeutlich-rechtliche fnd, 
nur im Wege des öffentlichen Rechtes geltend gemacht und deſſen Be— 
ſtimmungen gemäß beurtheilt werden können. 


7 
Eigenthumsrecht. 


Beſtimmung zum öffentlichen Gebrauche ift das charakteriſtiſche 
Merkmal öffentlichen Gutes. Es iſt ſomit kein Grund vorhanden, der 


rechtlichen Ausuahmsſtellung öffentlichen Gutes eine, die Anforderungen 


ſeiner Beſtimmung überſchreitende Ausdehnung einzuräumen. Deshalb 
hat öffentliches Gut in allen anderen Richtungen den für alle anderen 
Sachen insgemein vorgeſchriebenen rechtlichen Anordnungen zu unter— 
liegen. Unſer bürgerliches Geſetzbuch enthält auch im § 290 die An— 
orduung, daß die in dieſem Privatrechte enthaltenen Vorſchriften über 
die Art, wie Sachen rechtmäßig erworben, erhalten und auf Andere 
übertragen werden können, auch rückſichtlich des Staats- und Gemeinde: 
gutes, daun des Staats- und Gemeindevermögens zu beobachten ſind. 
Dieſe Anordnung iſt auf öffentliches Gut um ſo mehr zu beziehen, als, 
wie bereits oben angeführt, iu unſerem bürgerlichen Geſetzbuche kein 
präciſer Begriff öffentlichen Gutes gegeben wird und daher der im 
§ 290 gebrauchte Ausdruck „Staatsgut“ eigentlich öffentliches Gut 
bezeichnen folte. Eine Ausnahme in dieſer Richtung bilden blos dic- 
jenigen rechtlichen Beſtimmungen, welche auf den allgemeinen Gebrauch 
des öffentlichen Gutes und die hieraus fließenden Folgerechte Bezug 
haben. Alle auderweitigen rechtlichen Verhältuiſſe öffentlichen Gutes 
fallen ſelbſtverſtändlich in das Gebiet des Privatrechtes und find ſomit 
nur deſſen Anordnungen gemäß zu beurtheilen. 

Das erſte und wichtigſte unter deu dinglichen Sacheurechten ift 
das Eigeuthumsrecht, das ijt laut § 354 a. b. G. B. die Befugniß, mit 
der Subſtanz und den Nutzungen einer Sache nach Willkür zu ſchaffen 
und jeden Anderen davon auszuſchließen. Dieſe Berechtigung wird wohl 
durch die Beſtimmung öffentlichen Gutes zum allgemeinen Gebrauche 
ſehr weſentlich beſchräukt. Das Recht des allgemeinen Gebrauches reicht 
jedoch nicht bis zum Verbrauche der Sache ſelbſt, hat ſomit keinen 
Bezug auf deren Subſtanz und umfaßt nicht einmal das Geſammte 
ihrer Nutzungen. Hievon ausgeſchloſſen find z. B. das an Straßen und 
Wegen, dann in öffentlichen Gärten wachſende Gras, Früchte und 
andere Nutzungen der Bäume u. dgl. Die Widmung einer Sache zum 
allgemeinen Gebrauche benimmt ihm daher keineswegs die Möglichkeit, 
gemäß Anorduung des § 355 a. b. G. B. Gegenſtand des Eigenthums— 
rechtes zu werden. 

Die aus der Beſtimmnug zum allgemeinen Gebrauche fließende 
Einſchränkung und Belaſtung des Eigenthumsrechtes kann wohl eine 
große Tragweite erreichen, ſo daß dem Eigenthümer öfters nur das 
leere Eigenthum „nuda proprietas“ verbleibt; deſſenungeachtet wird 
jedoch hiedurch die Vollſtändigkeit des Eigenthumsrechtes im Sinne der 
Auordnung des § 358 a. b. G. B. nicht aufgehoben. 


192 


Im Einklauge mit dieſer Auseinanderſetzung wird in den Straßen: 
geſetzen ($ 8 gal. Straßengefeß) angeordnet, daß die für öffenkliche 
Straßen und Wege erforderlichen Liegenſchaften im Wege der im 8 365 
a. b. G. B. vorgeſchriebenen Enteignung erworben werden ſollen. Das 
Hofkanzleideeret vom 11. October 1821, 3. 29.059 (P. G. S. 
Band 49, kundgemacht mit gal. Gubernialverorduung vom 31. October 
1821, 3. 56.626), in Betreff Enteignung von Schottergründen beweiſt, 
daß unſerer Geſetzgebung der Unterſchied zwiſchen der bleibenden Ent 
eiguung des Eigenthumsrechtes und der zeitweiligen Enteignung des 
Beuützungsrechtes nicht fremd ift. Da nur die zur Errichtung von 
Straßen und Wegen beſtimmten Grundſtücke zu dieſem Zwecke bleibend 
zu dienen haben, ſo unterliegt es keinem Zweifel, daß durch die zu 
deren Erwerbung vorgeſchriebene Enteignung deren Eigenthum erworben 
wird. Die im § 365 a. b. G. B. vorgefchriebene Schadloshaltung 
für die diesfällige Eigenthumsüberlaſſung hat dem bisherigen Eigen 
thümer derjenige geſellige Verband zu entrichten, der zur Verwaltung 
der diesfälligen Straße berufen ift. Eigeuthümer der öffentlichen 
Straßen und Wege iſt deshalb Staat, Land, Bezirk oder Gemeinde, 
je nachdem zu deren Verwaltung einer oder der andere von dieſen Ver— 
bänden berufen iſt. 


Die Richtigkeit dieſer Auſchauung erhärten auch die Thatſachen, 


daß über die Nebeunutzungen einer als öffentliche Straße benützten 


Liegenſchaft der dieſelbe verwaltende Verband verfügt und daß bei Auf 
laſſung einer Straße, d. i. in dem Augenblicke, in welchem deren 
Beftimmung zum allgemeinen Gebrauche und die hiedurch bedingte Ein 
ſchränkung des Eigenthumsrechtes entfällt, der hiezu verwendete Grund 
zufolge ſpecieller Anordnungen der in den einzelnen Ländern bindenden 
Straßengeſetze ($ 9 gal. Straßengeſetz; zu Gunſten des Fondes derjenigen 
Straßenkategorie veräußert wird, zu der die aufgelaſſene Straße gehörte. 
Da jedoch ein Straßenfond an ſich keine juridiſche Perſönlichkeit bildet, 
fo fließt der Erlös dieſes Grundes eigentlich zu Gunſten des die anf 
gelaſſene Straße verwaltenden Verbandes. 


Gleiche Verhältniſſe walten auch bezüglich der anderen Arten 
öffentlichen Gutes ob. Deshalb find öffentliches Gut bildende Viegen- 
ſchaften insgemein Eigenthum des dieſelben verwaltenden Verbandes. 
Dieſes Verhältniß iſt jedoch nicht ausnahmslos. Es ereignet ſich öfters, 
insbeſoudere in Städten und Märkten, daß Gaſſen, öffentliche Plätze, 
deren Antheile und dergleichen Liegenschaften einzelnen Corporationen 
oder auch Privatperſonen eigenthümlich gehören, ſo z. der heilige 
Geiſt⸗, St. Georgs- und Kaſtrumplatz in Lemberg, der Ningplak in 
Nisko, alle öffentlichen Plätze in Monaſterzyska u. ſ. w. 


Das Eigenthiunsrecht öffentlichen Gutes ift zwar, wie oben au 
geführt wurde, durch deſſen Widmung zum allgemeinen Gebrauche ein— 
geſchränkt und deffen hieraus erwachſende Belaſtung erreicht öfters eine 
ſolche Tragweite, daß dem Eigenthümer blos das leere Eigenthum „nucka pro— 
prietas“ verbleibt. Dieſes Eigenthumsrecht gelangt jedoch beim Ein— 
treten günſtiger Umſtände zu einer größeren Bedeutung und bei auf 
gelaſſener Widmung des Gegenstandes zum allgemeinen Gebrauche feine 
volle Berechtigung, mit deſſen Subſtanz und Nutzungen nach Willkür 
zu ſchaffen und jeden Anderen davon auszuſchließen. 


N 
B. 


Die das Eigeunthumsrecht öffentlichen Gutes einſchränkenden, aus 
dem allgemeinen Benützungsrechte fließenden Folgerechte fallen zwar, wie 
oben dargethan wurde, in den Bereich des öffentlichen Rechtes. Das 
durch die Widmung zum allgemeinen Gebrauche eingeſchränkte und durch 
die hieraus fließenden Folgerechte belaſtete Eigenthumsrecht öffentlichen 
Gutes hat jedoch alle Merkmale eines ganz gewöhnlichen, privatrechtlichen 
Eigenthumsrechtes. Es kann als ungetheiltes Miteigenthum zweier oder 
mehrerer Miteigenthümer beſtehen. Ein derartiges Verhältniß waltet in 
Galizien bezüglich der meiſten Gemeindeſtraßen nud Wege ob, welche 
vermöge § 28 gal. Straßengeſetz als ungetheiltes Miteigeuthum der Ge⸗ 
meinde und des ansgeſchiedenen Gutsgebietes anzuſehen ſind. Das 
Privatperſonen zukommende Eigenthumsrecht öffentlichen Gutes wird 
auf gewöhnliche Art im Erbſchaftswege, durch Verträge, Schenkungen 
u. dgl. übertragen. 


Deshalb ſind öffentliches Gut bildende Liegenſchaften keineswegs 
dem allgemeinen Verkehre auf dem Gebiete des Privatrechtes entzogen; 
dieſer Verkehr darf jedoch ihrer Beſtimmung zum allgemeinen Ge⸗ 
brauche nicht nahetreten, worüber das öffentliche Recht zu wachen 
berufen iſt. 


5. 


Andere Privatrechte. 


Das Eigenthum öffentlichen Gutes kaun, wie oben nachgewieſen 


wurde, in ungetheiltes Miteigenthum zerfallen. In der Wirklichkeit ſind 
aber auch anderweitige Eigenthumstheilungen öffenklichen Gutes nicht 
ausgeſchloſſen. Unter Gaſſen und öffentlichen Plätzen, welche Gemeinde— 
eigenthum ſind, befinden ſich oftmals insbeſondere in Städten, . B. in 
Lemberg und Tarnopol, Keller und andere unterirdiſche Räumlichkeiten, 
welche Privatperſonen eigenthümlich gehören. So entſteht ein eigen⸗ 
thümliches, der „Superficies“ des römiſchen Rechtes ähnliches Rechts⸗ 
verhältuiß. 

Außerdem können öffentliche Straßen, Wege, Gaſſen und Plätze 
auch zu anderweitigen Zwecken dienen, z. B. zur Legung von Tramway⸗ 
schienen, zu Gasröhren, zu Waſſerleitungen, zur Führung von Canalen 
u. dgl. Hiebei wird der Eigenthümer öffentlichen Gutes verbunden, zit 
dulden, daß ſelbes von einem Dritten benützt werde. Hiedurch entjteht 
aber ein Rechtsverhältniß, welches dem Begriffe der Dienstbarfeit entz 
ſpricht. Die Errichtung von Erkern und anderweitigen Vorſprüngen in 
dem öffentliches Gut überragenden Luftraume, die Oeffnung von Gaffer 
thüren und Gaſſenfenſtern, die Trottoirvergitterungen behufs Beleuchtung 
von Kellern und andere derartige Rechtsverhältniſſe find auch als 
Dienſtbarkeiten aufzufaſſen. = 

Da ſomit öffentliches Gut dem Rechtsverkehre nicht entzogen ift, To 
ijt auch beffen Beſtellung zum Pfande gemäß $ 448 a. b. G. B. zuläffig. 
Oeffentliches Gut bildet zwar nur unter Aufrechthaltung feiner Widmung 
zum allgemeinen Gebrauche Gegenſtand des Rechtsverkehres, wodurch der 
Werth eines derartigen Pfandes höchſt weſentlich beſchräukt wird. Dieſer 
Umſtand an fich ift jedoch nicht hinreichend, um dem öffentlichen Gute 
die Möglichkeit zu benehmen, als Pfand beſtellt zu werden. Oeffeutliches 
Gut bildende Liegenſchaften dürfen wohl keinen Gegenſtand der Grund— 
bücher bilden, wodurch die Erwerbung der Hypothek auf öffentliches Gut 
unmöglich gemacht wird. Die Frage, ob diefe Geſetzesanordnung ge 
gründet iſt, iſt jedoch gerade Gegenſtand der vorliegenden Erörterung. 
So lange dieſe Frage nicht entſchieden iſt, iſt kein Grund vorhanden, 
bezüglich der öffentliches Gut bildenden Liegenſchaften anzunehmen, daß 
ſelbe der allgemeinen Auordunng des § 448 a. b. G. B. zuwider als 
Pfand nicht beſtellt werden dürfen, und zwar um fo weniger, als das 
Eigenthum öffentlichen Gutes, welches Zugehör anderer Liegenſchaften 
iſt, im Falle einer executiven Veräußerung des Stammgutes mit deren 
Eigenthume an den Erſteher übergeht, woraus zu entnehmen iſt, daß 
die Eigenſchaft einer Liegenſchaft als öffentliches Gut die Realiſirung 
des hierauf erworbenen Pfandrechtes nicht unmöglich macht. 

Oeffeutliches Gut bildende Liegenſchaften können aber Gegenſtand 
nicht nur von dinglichen, ſondern auch von perſönlichen Sachenrechten 
werden, z. B. durch Beſtandüberlaſſung des Graſes, von Früchten au 
Obſtbäumen n. dgl. 

Derartige Liegenſchaften ſind ſomit in jeder Richtung Gegenſtand 
des öffentlichen Verkehres, blos mit der Beſchränkung, daß ihre Be— 
ſtimmung zum allgemeinen Gebrauche unbedingt aufrecht erhalten werden 
muß. Aufgabe des öffentlichen Rechtes iſt, die Aufrechthaltung ihrer 
Beſtimmung zum allgemeinen Gebrauche zu überwachen; die Regelung 
aller anderen auf ſolche Liegenschaften Bezug habenden rechtlichen Ver; 
hältniſſe iſt dagegen Aufgabe des Privatrechtes. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die durch beſondere politiſche Verordnungen für Curorte in An⸗ 
ſehung von Grund und Boden ergangenen Beſchränkungen fallen 
nicht unter die SS 3 10 des Landesgefetzes für Böhmen über 
die Anlegung neuer Grundbücher vom 5. December 182, 
L. G. Bl. Nr. 92, und bilden deshalb keinen Gegenſtand einer 
grundbücherlichen Eintragung. 

Das k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht Eger hat mit Beſcheid vom 
2. März 1885, 3. 12.639, das geſtellte Auſuchen der Curverwaltung 
in Franzensbad um Anmerkung, daß die in dem Grundbuche für die 
Kataſtralgemeinde Unterlohm mit Stadt Franzeusbad in den Einlagen 
3. 53, 54, 73 und 74 enthaltenen, im Geſuche aufgeführten Kataſtral⸗ 
zahlen zu Curzwecken gewidmet find, abgewiefen und dem Grundbuchs— 
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‚ante aufgetragen, dieſe Abweiſung der Aumerkung in den genannten 
Einlagen anzumerken, weil nach § 20, lit. a und ) G. B. G. 
grundbücherliche Aumerkungen nur zur Einſichtlichmachung perſönlicher 
Verhaltuiſſe, z. B. der Minderjährigkeit, Curatel u. f. f., oder zur Be- 
gründung beſtimmter, nach den Vorſchriften der Civilproceßordnung 
oder dieſes Geſetzes damit verbundener Rechtswirkungen erfolgen können, 
die bloße Widmung zu Curzwecken aber nicht in den Bereich der grund— 
bücherlich zuläſſigen Anmerkungen fällt. Desgleichen hat das k. k. 
Bezirksgericht die Anmerkung dieſer Anmeldung ohne weitere Verhand— 
lung hierüber zurückgewieſen, weil die Vorausſetzungen der SS 7, lit. a 
und b und 8 des Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, 
nicht platzgreifen. 

Ueber den Recurs des Bürgermeiſters von Franzensbad als Ver 
treter des Curfondes in Franzensbad hat das k. k. Oberlandesgericht in 
Prag mit Erledigung vom 31. December 1884, B. 35.630, den an 
gefochteuen Beſcheid theilweiſe dahin abgeändert, daß dem k. k. ſtädt.“ 
deleg. Bezirksgerichte in Eger aufgetragen werde, über die Anmeldung, 
daß die im Geſuche bezeichneten Liegenſchaften öffentliches Gut oder 
doch jedeufalls zu Curzwecken gewidmet ſeien, das Verfahren nach § 8 
des Geſetzes vom 28. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, einzuleiten; 
denn es find jedenfalls Aenderungen der Eigenthumsverhältuiſſe in An 
ſpruch genommen, welche ſich nach dem Landesgeſetze vom 5. December 
1874, L. G. Bl. Nr. 92 für Böhmen, zur Eintragung eignen, 
beziehungsweiſe bei eventueller Anerkennung der Oeffentlichkeitseigenſchaft 
die Ausſcheidung aus dem Grundbuche bewirken würden, anderenfalls 
aber durch Einigung der Parteien oder im Rechtswege in der zur Ein— 
tragung geeigneten Form, über welche nicht im Vorhinein abgeſprochen 
werden kann, präciſirt werden können, daher der Fall des § 7a des 
Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, gegeben iſt. 

Ueber den Reviſionusrecurs der Stadtgemeinde Eger als Mit- 
intereſſentin hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 
24. März 1885, 3. 3253, die obergerichtliche Erledigung abzuändern 
und den erſtrichterlichen Beſcheid aufrechtzuerhalten befunden in der Er— 
wägung, daß die Curverwaltung Franzeusbad nach Inhalt des Geſuches 
3. 12.639 die darin bezeichneten Grundparcellen gar nicht als öffent— 
liches Gut nach $ 7 a des Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. 
Nr. 96, anmeldete, ſondern auf Grund des beigebrachten, übrigens 
gar nicht bisher rechtskräftig gewordenen Erkenntniſſes der k. k. Bezirks- 
hauptmannfchaft Eger vom 6. Mai 1884, B. 6974, die Anmeldung 
nur dahin formulirte, daß die vorgenannten Liegenschaften als Cur— 
auſtalten zu Curzwecken gewidmet ſeien; in fernerer Erwägung, daß 
die durch beſondere politiſche Verordunngen für Curorte in Anſehung 
von Grund und Boden ergangenen Beſchränkungen, als nicht unter die 
Beſtimmungen der SS 7—10 des Landesgeſetzes für Böhmen vom 
5. December 1874, L. G. Bl. Nr. 92, fallend, keinen Gegeuſtand 
einer bücherlichen Eintragung zu bilden vermögen und demnach auch 
vorliegend die Anmeldung der Curverwaltung als auf § Ta des Ge- 
ſetzes vom 25. Inli 1881, R. G. Bl. Nr. 96, gegründet nicht an— 
geſehen werden kann. Not. Z. 


Ueber den Charakter der zur Erſitzung eines zu gottesdienſtlichen 

Handlungen beſtimmten Objectes nothwendigen Beſitzhandlungen. 

Der Beſitzwille kann in Bezug auf eine Kirche nur dadurch 

manifeſtirt werden, daß fie ihrem Cultuszwecke thatſächlich zugez 
führt wird. 

Das k. k. Bezirksgericht O. gab mit Urtheil vom 22. März 
1885, 8. 130, der Klage der k. k. mähr.⸗ſchleſ. Finanzprocuratur 
Namens der unter dem Patronate des Religionsfondes ſtehenden Filial— 
kirche Tit. St. Anna in Kl. gegen die Gemeinde Kl. auf Anerkennung 
des Eigenthumsrechtes der Filialkirche Tit. St. Anna in Kl. an den in 
Einlage Nr. 25 des Grundbuches für die Kataſtralgemeinde Kl. ver— 
tragenen Parcellen Nr. 54 mit darauf erbauter Filialkirche und Nr. 372 
Friedhof Folge. 

Ueber Appellation der geklagten Gemeinde hat das k. k. mähr.⸗ſchleſ. 
Oberlandesgericht mit Urtheil vom 25. Mai 1885, Z. 1431, das eritrichter- 
liche Urtheil beſtätigt. In den Motiven des obergerichtlichen Urtheiles wird 
u. A. geſagt: „Es bleibt beiden Theilen kein anderer Beweis für das in 
Auſpruch genommene Eigenthum zur Verfügung, als die weiter behauptete 
Erſitzung durch mehr als 40 Jahre. Nachdem jedoch bei einer Kirche, 


welche zunächſt nur der Verrichtung von, dem Ritus der betreffenden 
Confeſſion entſprechenden gottesdienſtlichen Haudlungen zu dienen beſtimmt 


ift, der Beſitzwille nicht anders manifeftirt werden kann, als wenn dieſe 
Kirche thatſächlich ihrem Cultuszwecke zugeführt, nämlich hier als tatho- 
liſche Kirche geweiht und zur Verrichtung des Gottesdienſtes und ſolchen 
ſich daran anſchließenden Handlungen benützt wurde, dies, wie der erſte 
Richter richtig erörterte, von der unter dem Patronate des Religions⸗ 
fondes ſtehenden Mutterkirche in D. durch Eutſeudung der daſelbſt ange- 
ſtellten Geiſtlichkeit durch mehr als 40 Jahre ununterbrochen erfolgte, 
während die bloße Auſchaffung von Kirchengeräthen, Beiſtellung einer 
Orgel, eines Altars, Vornahme von Dachreparaturen ſeitens der Ge- 
meinde nicht als Beſitzacte angeſehen werden können, welche auf einen 
animus possidendi in Betreff der fraglichen Kirche ſchließen laſſen, 
zumal aus den Ausſagen der einvernommenen Zeugen hervorgeht, daß 
theilweiſe Wohlthäter herangezogen wurden und nur bei der Unzuläng— 
lichkeit der milden Gaben die Gemeinde aus ihren Mitteln zu ſolchen 
Anſchaffungen das Nöthige beitrug, ſohin dieſe Anſchaffungen mehr als 
ein Act der Pietät und der Frömmigkeit der Beitragenden zu betrachten 
ſind, ſo muß der Nachweis des Eigenthumsrechtes zu den ſtrittigen 
Parcellen durch Erſitzung als der Klagsſeite gelungen anerkannt werden, 
zumal bei einer ſolchen Erſitzung es nach § 1477 a. b. G. B. der 
Augabe eines rechtmäßigen Titels gar nicht bedarf und eine Unredlichkeit 
des Beſitzes von der Gegenſeite erſt erwieſen werden müßte, was gar 
nicht verſucht wurde. Da der Friedhof die fragliche Kirche einſchließt 
und ein Zugehör derſelben bildet, aber auch dieſer ſeit mehr als 
40 Jahren ſeinem Zwecke gemäß von der beſagten Geiſtlichkeit zugeführt 
wurde, während die von der Gemeinde veranlaßte Herſtellung einer 
Friedhofsmauer, Anſtellung eines Todtengräbers, Bezug des Grasuutzens 
und eines Theiles des Klingelbeutelgeldes, Verſetzung des Kreuzes und 
Herſtellung eines Canales nicht als ſolche Nete angeſehen werden können, 


welche in einer Ueberſchreituug des der Gemeinde übertragenen oder 
eigenen Wirkungskreiſes als Sanitäts- und Ortsbehörde in Bezug auf 


die Erhaltung von Friedhöfeu und in Abſicht auf die Ausübung von 
Beſitzacten geſetzt wurden, wie dies der erſte Richter ſachgemäß näher 
ausgeführt hat, war der Klägerin auch das Eigenthumsrecht zu dieſem 
Friedhofe in Folge Erſitzung zuzuerkennen, da der geklagten Gemeinde 
jeder Rechtstitel zur Inanſpruchnahme des Eigeuthumes zu dieſem Fried 
Hofe abgeht und in deu geſetzten Handlungen nicht eine Beſitzausubung 
erblickt zu werden vermag.“ 

Der außerordeutlichen Reviſionsbeſchwerde der geklagten Gemeinde 
wurde vom k. k. oberſten Gerichtshofe gleichfalls keine Folge gegeben und 
mit Urtheil vom 26. October 1885, 3. 2701, das erſtrichterliche Er— 
kenntniß beſtätigt. Suse, all, 


Geſetze und Perordnungen. 
1886. J. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 


Semefter. 


IV. Stück. Ausgeg. am 5. Februar. — 10. Kundmachung der k. k. Landes- 
regierung in Salzburg vom 5. Februar 1886, Z. 1409, betreffend die Einhebung 
von Miethzinskreuzern in der Stadt Salzburg. 

V. Stück. Ausgeg. am 11 Februar. — 11. Geſetz vom 26. Jänner 1886, 
betreffend die Einhebung einer Armentaxe von den Velociped-Fahrern. 

VI. Stück. Ausgeg. am 17. Februar. — 12. Geſetz vom 7. Februar 
1886, womit die §§ 3, 26, 27, 48, 49 und 50 der Landtags⸗Wahlordnung des 
Herzogthumes Salzburg, beziehungsweiſe des Geſetzes vom 17. Jänner 1870, 
L. G. Bl. Nr. 8, abgeändert und ergänzt werden. 

VII. Stück. Ausgeg. am 20. Februar. — 13. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 17. Februar 1886, 3 1105, betreffend die Durch- 
führung der regelmäßigen Militärſtellung für das Jahr 1886. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 23. Februar. 14. Verordnung des k. k. 
Statthalters im Herzogthume Salzburg vom 15. September 1886, Z. 7004 ex 
1885, betreffend die Maßregeln, welche zur Verhütung der Entſtehung und 
Unterdrückung im Falle des Ausbruches anſteckender Krankheiten in Ausführung 
zu bringen find. — 15. Verordnung des k. k. Statthalters im Herzogthume 
Salzburg vom 15. Februar 1886, Z. 1128, mit welcher im Einvernehmen mit 
dem Salzburgiſchen Landesausſchuſſe eine Inſtruction, betreffend die Handhabung 
und Durchführung der Beſtimmungen des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 68, über die dem Wirkungskreiſe der Gemeinden zugewieſenen Sanitäts⸗ 
angelegenheiten kundgemacht wird. 
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IX. Stück. Ausgeg. am 25. Februar. 16. Geſetz vom 11. Februar 
1886, in Betreff der Abänderung des Landesgeſetzes vom 14. Jänner 1873, 
L. G. Bl. Nr. 8, über die Entlohnung der Aerzte, Wundärzte und Hebammen 
für Behandlung erkrankter Armen und Findlinge. 

X. Stück. Ausgeg. am 2. März. 17 Geſetz vom 16. Februar 1886, 
womit § 38 des Straßengeſetzes vom 14. Jänner 1873, L. G. Bl. Nr. 5, 
abgeändert wird. — 18. Geſetz vom 17. Februar 1886, betreffend den Schutz 
der Pflanze Edelweiß. 19. Kundmachung der k. k. Landesregierung Salzburg 
vom 14. Februar 1886, 3. 1106, betreffend die Bewilligung zur Abhaltung von 
Waarenmärkten der Gemeinde Saalbach im Bezirke Zell am See. 

XI. Stück. Ausgeg. am 9. März. — 20. Geſetz vom 22. Februar 1886, 
womit die Errichtung von Gemeinde-Krankenunterſtützungscaſſen für Dienſtboten 
und Taglöhner des Herzogthumes Salzburg angeordnet wird. — 21. Kundmachung 
der k. k. Landesregierung Salzburg vom 21. Februar 1886, Z. 1258, betreffend 
die Verlegung des Horn- und Kleinviehmarktes der Marktgemeinde Werfen. 

XII. Stück. Ausgeg. am 26. März. — 22. Geſetz vom 12. März 1886, 
mit welchem das Armengeſetz für das Herzogthum Salzburg vom 30. December 
1874, L. G. Bl. Nr. 7 ex 1875, abgeändert wird. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 1. April. — 23. Kundmachung der k. k. Landes— 


regierung Salzburg vom 24. März 1886, Z. 1967, betreffend die Landes— 
umlage pro 1886. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 15. April. — 24. Verordnung der k. k. Landes- 


regierung vom 9. April 1886, 3. 1421, betreffend die quälende Behandlung von 
Thieren, insbeſondere den thierquäleriſchen Transport von Jung- und Stechvieh. 
— 25. Verordnung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 9. April 1886, 
3. 2154, betreffend den Fahrtarif der Fiaker und Lohnkutſcher für die Landes- 
hauptſtadt Salzburg und Umgebung. 


(Fortſetzung folgt.) 
Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Leiter der Bezirkshauptmannſchaft 
in Krakau Dr. Caſimir Grafen Badeni das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens mit dem Sterue verliehen 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär im Handelsminiſterium 
Dr Franz Freiherrn Strobach von Kleisberg zum Rathe der Seebehörde 
in Trieſt ernanut. 

Seine Majeſtär haben dem Hofjecretär der Generaldirection der Aller 
höchſten Privat- und Familienfonds Dr. Ludwig Edlen von Geiter deu Orden 
der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande der Allerhöchſten Privat- und 
Familienfondscaſſen, kaiſerlichen Rathe Felix Nitſch den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſthaupteaſſier Heinrich Eder in Brünn den 
Titel und Charakter eines Poſtdirectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Inſpector der priv. Kaiſer Ferdinands-Nord⸗ 
bahn Heinrich Gaillard das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Stiftsarzte der Benediktinerabtei in Admont 
Med. Dr. Alois Pröll das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Coneipiſten der Krakauer Polizeidirection Ludwig Milski zum Polizeicommiſſär 
ernaunt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Anton Jürſchik zum Ober— 
rechnungsrathe der Finanz-Landesdirection in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Martin Rießmaul 
zum Rechnungsrathe der Finanzdirection in Laibach ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergeommiſſär Jaroslav Honl zum Ober— 
Bergceommiſſär ernannt. 


Erledigungen. 

Nentanıtsaffiftentenftelle in der eilften Rangsclaſſe beim k. k. Rentamte 
in Krynica, bis 10. November. (Amtsbl. Nr. 241.) 

Bezirkshauptmannsſtelle, eventuell Statthaltereiſecretärsſtelle in Nieder- 
öſterreich, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 242.) 

Diſtrietsarzteusſtelle für den Sanitätsdiſtrict „Oberes Metuitzthal“ mit 
dem Wohnſitze in Metnitz mit 600 fl. Jahresremuneration, bis 25. November. 
(Amtsbl. Nr. 242.) 

Zehn Bauelevenſtellen für den techniſchen Dieuſt der k. k. Poft- und Tele- 
graphenanſtalt in Wien, Linz, Innsbruck, Graz, Trieſt, Zara, Brünn und Lem— 
9255 > 1 einem jährlichen Adjutum von 500 fl., bis Ende November. (Amtsbl. 
Mr. 3. 

Evidenzhaltungs⸗Elevenſtelle, unadjutirte, bei der k. k. Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Innsbruck, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 244.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 28 der Erkenntuiſſe 1886. 


Mit einer literariſchen Beilage: Noſcher, Syſtem 
der Finanzwiſſenſchaft 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heitmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


